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Revision der Netzzugangsverordnungen und der Fahrplanverordnung;
Eröffnung des Vernehmlassungsverfahrens

Sehr geehrte Frau Präsidentin
Sehr geehrter Herr Präsident
Sehr geehrte Regierungsmitglieder

Der Bundesrat hat am 29. November 2023 das UVEK beauftragt, bei den Kantonen,
den politischen Parteien, den gesamtschweizerischen Dachverbänden der Gemein-
den, Städte und Berggebiete, den gesamtschweizerischen Dachverbänden der Wirt-
schaft und den interessierten Kreisen zur Revision der Netzzugangsverordnungen
und der Fahrplanverordnung ein Vernehmlassungsverfahren durchzuführen.

Die Vernehmlassungsfrist dauert bis 16. März 2024.

Der dringende Anpassungsbedarf der Netzzugangsverordnung vom 25. November
1998 (NZV; SR 742.122) ergibt sich einerseits aus der Änderung von drei Rechts-
grundlagen und andererseits aus den erheblichen Nachteilen, die sich ohne eine Re-
form ergeben würden. Als erste Rechtsgrundlage wurde die neu geschaffene Zustän-
digkeit von RailCom und der Trassenvergabestelle im Eisenbahngesetz vom 20. De-
zember 1957 (EBG; SR 742.101) angepasst. Zweitens wurde die fachliche Eignung in
der neuen Ausgestaltung der Sicherheitsbescheinigung im Eisenbahngesetz (EBG;
SR 742.101) und in der Verordnung vom 4. November 2009 über die sicherheitsrele-
vanten Tätigkeiten im Eisenbahnbereich (STEBV; SR 742.141.2) definiert. Drittens er-
gibt sich der Bedarf aus der Übernahme der Durchführungsverordnung (EU) 2015/10.
Ohne Revision besteht weiterhin eine offene Pendenz der Schweiz gegenüber der EU
im Bereich der Übernahme der Durchführungsverordnung (EU) 2015/1 0. Bezüglich
der Höhe der Versicherungssumme und der Ausgestaltung der Haftung für die Netz-
zugangsbewilligung besteht die Gefahr, dass die Eisenbahnverkehrsunternehmen
ohne Anpassung keine Versicherung mehr abschliessen können. Die durch den Weg-
fall der Sicherheitsbescheinigung Teil B entstandene Gesetzeslücke bliebe bestehen
und eine Überprüfung der ausländischen Unternehmen auf eine Versicherungss-
umme von 100 Mio. Franken wäre weiterhin nicht möglich.
Die Bestimmungen der NZV bezüglich der Netznutzungsplanung und der Trassenver-
gabe werden an die Erfahrungen aus der Praxis angepasst, z.B. Entschädigungen für
Kapazitätsbeschränkungen, die mindestens ein ganzes Fahrpanjahr dauern. Die An-
passungen haben keine Auswirkungen auf die Festlegung des Trassenpreises.

Die Arbeiten zur Aktualisierung der Bestimmungen über die Netznutzungsplanung
und die Trassenvergabe haben zudem gezeigt, dass ein inhaltlicher Zusammenhang
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mit der Erstellung des Fahrplans besteht. Dementsprechend wurde die Fahrplanver-
ordnung (FPV; SR 745.13) einer Revision unterzogen, die zu einer Totalrevision
führte

Die Vernehmlassungsunterlagen können bezogen werden über die Internetadresse:
Vernehmlassunqen laufend (admin.ch).

Wir sind bestrebt, die Dokumente im Sinne des Behindertengleichstellungsgesetzes
(BehiG; SR 151.3) barrierefrei zu publizieren. Wir ersuchen Sie daher, Ihre Stellung-
nahmen, wenn möglich, elektronisch (bitte nebst einer PDF-Version auch eine
Word-Version) inneN der Vernehmlassungsfrist an folgende Email-Adresse zu sen-
den

finanzierung@bav.admin.ch

Für Rückfragen und allfällige Informationen steht Ihnen Herr Roland Wittwer
(roland.wittwer©)bav.admin.ch) zur Verfügung.

Mit freLudliche

Bundesrat


